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Landkreis: Schwäbisch Hall  
Gemeinde: Michelbach an der Bilz 
Gemarkung: Michelbach 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan gem. § 12 BauGB 
und örtliche Bauvorschriften 

1. Änderung Taubenhalde/Stauchwasen 
Aufstellung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 

Maßstab 1 : 1000       ENTWURF 

Auszug aus dem Liegenschaftskataster gefertigt und zum Bebauungsplan ausgearbeitet.  

 

Projekt-Nr. 320230041-01 

Untergruppenbach, den 06.02.2024 / 27.02.2025   

Verfahrenshinweise für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 
(§ 74 LBO) 

Aufstellungsbeschluss (§ 2 (1) BauGB) am 21.02.2024 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschl. (§ 2 (1) BauGB) am 22.06.2024 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 (1) BauGB)   vom   01.07.2024 bis 02.08.2024 

Frühzeitige Behördenbeteiligung (§ 4 (1) BauGB)          vom   01.07.2024 bis 02.08.2024 

Beschluss der Veröffentlichung im Internet bzw. der öffentlichen 
Auslegung (§ 3 (2) BauGB am ......................  

Ortsübliche Bekanntmachung der Veröffentlichung im Internet bzw.  
der öffentlichen Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am ......................  

Veröffentlichung im Internet bzw. öffentliche Auslegung 
(§ 3 (2) BauGB)  vom ................. bis ......................  

Satzungsbeschluss des Bebauungsplans (§ 10 (1) BauGB) und 
der örtlichen Bauvorschriften (§ 74 (1) i. V. mit § 74 (7) LBO) am ......................  

 

Ausgefertigt: Michelbach an der Bilz, den ......................  
 

 
André Dörr, Bürgermeister 

Ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses des  
Bebauungsplans und der örtlichen Bauvorschriften (§ 10 (3) BauGB) am ......................  

Zur Beurkundung: 

 
 

André Dörr, Bürgermeister 
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Textteil für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 

Rechtsgrundlagen: §§ 2, 9, 10, 12 und 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 184) und § 4 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. 
Juli 2000 (GBl. S. 582, ber. S. 698), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 
2023 (GBl. S. 229, 231) in Verbindung mit § 74 der Landesbauordnung für Baden-
Württemberg (LBO) in der Fassung vom 5. März 2010 (GBl. S. 357), geändert durch Gesetz 
vom 13. Juni 2023 (GBl. S. 170). Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 
 
Aufhebungen: Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs bisher bestehenden 
örtlichen planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere örtliche 
baupolizeiliche Vorschriften werden aufgehoben. 

Festsetzungen: In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:  

1. Bebauungsplan  
„1. Änderung Taubenhalde/Stauchwasen“ 

 Planungsrechtliche Festsetzungen 
1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO) 

In dem Urbanen Gebiet (MU) sind zulässig: 

1. Wohngebäude 

2. Geschäfts- und Bürogebäude 

3. Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes 

4. Sonstige Gewerbebetriebe 

5. Anlagen für Verwaltungen sowie kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
sportliche Zwecke 

Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß § 6a (3) BauGB werden ausgeschlossen 
(§ 1 (6) Nr. 1 BauNVO). 

Gemäß § 12 (3a)) i.V.m. § 9 (2) BauGB sind im Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur 
solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im 
Durchführungsvertrag verpflichtet hat. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO) 

a) Grundflächenzahl (vgl. Planeinschrieb) 

 Ausnahmsweise sind bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche mit 
wasserdurchlässigem Material befestigte Flächen sowie Flächen die mit 
Photovoltaikanlagen überdeckt sind, nicht mitzurechnen (§ 19 (4) Satz 3 BauNVO). 

b) Höhe baulicher Anlagen (vgl. Planeinschrieb) 

Die maximale Höhe baulicher Anlagen ist im Bebauungsplan in Meter über Normalnull als 
Höchstmaß festgesetzt (HGP).  

Ausnahmsweise sind Dachaufbauten (z.B. Treppenhäuser, Aufzugsschächte, 
Lüftungsanlagen) über die festgesetzte Höhe hinaus mit maximal 3 m zulässig. Diese 
Aufbauten sind mindestens um das Maß der Aufbauhöhe von der Attika abzurücken. 
Zulässig sind Photovoltaikanlagen auf den Dachflächen mit einer maximalen Höhe von 
3m. 
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1.3 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

Abweichende Bauweise (§ 22 (4) Satz 1 BauNVO). 

Zugelassen sind Gebäude ohne Längenbeschränkung mit seitlichen Grenzabständen (a) 

1.4 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 23 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt. 

1.5 Nebenanlagen, Garagen und überdachte und offene Stellplätze  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12, 14 und § 23 Abs. 5 BauNVO) 

a) Garagen - eingeschossig - und überdachte Stellplätze sind allgemein nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen und auf den dafür vorgesehenen Flächen (Ga) 
zulässig. 

b) Offene Stellplätze nach Maßgabe des Vorhaben- und Erschließungsplans sowie 
verfahrensfreie Vorhaben nach Landesbauordnung sind allgemein auch auf den nicht 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.  

c) Als Offene Stellplätze gelten auch Stellplätze, die der Pflicht zur Installation von 
Photovoltaikanlagen nach § 23 (1) Nr. 2 KlimaG BW unterliegen. 

d) Nebenanlagen und sonstige bauliche Anlagen (wie beispielsweise Pavillons, 
Fahrradunterstellanlagen, Stützmauern, Treppenanlagen, Mülleinhausung…) nach 
Maßgabe des Vorhaben- und Erschließungsplans sowie verfahrensfreie Vorhaben nach 
Landesbauordnung sind allgemein auch auf den nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 

1.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

a) Die Befestigung von Stellplätzen und Garagenzufahrten darf nur wasserdurchlässig 
erfolgen (Rasensteine, Rasenpflaster, Drainpflaster oder ähnliches). 
Wasserundurchlässiges Pflastermaterial ohne wasserdurchlässige Abstandsfuge ist 
unzulässig. 

b) Bei der Errichtung von baulichen Anlagen ist der anfallende Mutterboden in nutzbarem 
Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. 

c) Zur Minimierung baubedingter Bodenverdichtungen sind die verdichteten Bereiche nach 
Abschluss der Baumaßnahmen wirkungsvoll zu lockern. 

d) Bei der Verwendung von Metall als Baustoff (Blei, Kupfer, Zink und deren Legierungen) ist 
verwitterungsfeste Beschichtung zwingend. 

e) Dachflächen - abzüglich der Fläche für technische Dachaufbauten und Lichtkuppeln - 
müssen zu mindestens 80% mit einer Substratdicke von mindestens 8 cm extensiv 
begrünt werden. Die Dachbegrünung ist mit Fertigstellung der Gebäude herzustellen. 

f) Zur Vermeidung und Minimierung von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen sind 
die in der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung aufgeführten Vermeidungs- und 
Minimierungsmaßnahmen umzusetzen bzw. zu beachten: 

- V1: Zeitenregelung zur Baufeldfreimachung 

- V2: Vergrämung der Zauneidechse 

- V3: Ökologische Baubegleitung 

- V4: Pflanzbindung 

- V5: Bauzeitenregelung 

- V6: Schutz für Kleintiere 

- V7: Regelung für Beleuchtungsanlagen 

- V8: Schutz der FFH-Mähwiese 

(Vgl. „Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung“, Anlage 2 der Begründung) 
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g) Folgende Ausgleichsmaßnahmen sind entsprechend den Vorgaben der speziellen 
artenschutzrechtlichen Prüfung umzusetzen: 

- A1: Nistkastenausgleich 

- A2: Langfristiger Ausgleich für Brutvögel und Nahrungsgäste 

- A3: CEF Maßnahme für den Bluthänfling 

- A4: Ausgleich für den Flächenverlust von Flachland-Mähwiesen 

(Vgl. „Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung“, Anlage 2 der Begründung) 

1.7 Vorkehrungen zum Schutz, Vermeidung oder Minderung schädlicher 
Umwelteinwirkungen (§ 9 (1) Nr. 24 BauGB)  

Aufgrund der teilweisen Überschreitung der Orientierungswerte der DIN 18005 [1] bzw. der 
Immissionsrichtwerte der TA Lärm [3] wird folgendes festgesetzt: 

Schutz vor Verkehrslärm  

Im Plangebiet werden passive Schallschutzvorkehrungen festgesetzt: Bei der Errichtung von 
Gebäuden sind die Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen gemäß den Regelungen 
der DIN 4109 ‚Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen‘ vom Januar 2018 
anhand der maßgeblichen Außenlärmpegel gemäß DIN 4109 ‚Schallschutz im Hochbau - 
Teil 2: Rechnerische Nachweise der Erfüllung der Anforderungen‘ vom Januar 2018 
auszubilden. Ein entsprechender Nachweis ist im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens 
vom Antragsteller auf Grundlage der im Bebauungsplan dargestellten Außenlärmpegel zu 
erbringen. Ausnahmen werden zugelassen, wenn nachgewiesen wird, dass im Einzelfall 
unter Berücksichtigung der exakten Gebäudegeometrien geringere Außenlärmpegel 
auftreten. 

Schutzbedürftige Räume nach DIN 4109 sind mit fensterunabhängigen 
Lüftungseinrichtungen auszustatten (dezentrale Wand-/ Fensterlüfter oder zentrale 
raumlufttechnische Anlagen). Hiervon kann abgewichen werden, wenn vom Antragsteller im 
Zuge des Baugenehmigungsverfahrens ein Nachweis erbracht wird, dass durch die konkrete 
Stellung des Gebäudes, Gebäudekubatur oder durch geeignete Schallschutzvorkehrungen 
an mindestens einem öffenbaren Fenster des Raums ein Tag-Beurteilungspegel von 60 
dB(A) erreicht wird. 

Schutz vor Gewerbelärm  

Zum Schutz vor Gewerbelärm sind an Fassadenbereichen, an denen die Beurteilungspegel 
die zulässigen Immissionsrichtwerte bzw. Maximalpegel nach 18. BImSchV bzw. 
Freizeitlärmrichtlinie überschritten werden, schutzwürdige Räume ausschließlich dann 
zulässig, wenn durch architektonische Selbsthilfemaßnahmen, wie z.B. Festverglasungen 
(öffenbar nur zu Reinigungszwecken), Prallscheiben, verglaste Loggien oder Balkone, 
Wintergärten (unbeheizt), geschlossene Laubengänge, etc., die Anforderungen der 18. 
BImSchV bzw. der Freizeitlärmrichtlinie werden können. 

Grundlage für die Festsetzungen ist die Geräuschimmissionsprognose vom 28.02.2025 
bearbeitet durch rw bauphysik, Schwäbisch Hall (vgl. Anlage 3 der Begründung).  

1.8 Sichtflächen (§ 9 (1) Nr. 10 und 11 BauGB) 

Sichtflächen an Straßeneinmündungen sind von jeder sichtbehindernden Bebauung, 
Einfriedigung, Bepflanzung und Nutzung, von mehr als 0,8 m über Straßenhöhe, 
freizuhalten. Ausgenommen sind hochstämmige Einzelbäume. 
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Hinweise: 

a) Auf die Einhaltung der Bestimmungen der § 20 und 27 DSchG wird verwiesen. Sollten bei 
der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, 
sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu 
benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, 
Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige 
Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in 
unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das 
Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2) mit einer Verkürzung der Frist 
einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird 
hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist 
zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

b) Grundwasserableitungen – auch über das öffentliche Abwassernetz – sind unzulässig. 
Grundwassererschließungen sind der Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen (§ 43 (1) 
WG). Beabsichtigte Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den 
Untergrund mit Grundwasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind rechtzeitig vor 
deren Ausführung anzuzeigen. Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet 
Grundwasser erschlossen, so sind die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, 
unverzüglich einzustellen und das Landratsamt als untere Wasserbehörde zu 
benachrichtigen (§ 43 (6) WG). 

c) Nachrichtlich wird darauf hingewiesen, dass entsprechend § 126 (1) und (2) BauGB die 
Eigentümer von an öffentliche Verkehrsflächen angrenzenden Grundstücken das 
Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper der 
Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper und des Zubehörs sowie 
Kennzeichen und Hinweisschildern für Erschließungsanlagen auf ihrem Grundstück zu 
dulden haben. 

d) Die aktive und passive Nutzung von Solarenergie wird im Sinne einer nachhaltigen und 
ressourcenschonenden Bebauung empfohlen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Pflicht zur Installation einer Photovoltaikanlage zur 
Stromerzeugung beim Neubau und bei grundlegender Dachsanierung eines Gebäudes 
auf der für eine Solarnutzung geeigneten Dachfläche besteht. Dies gilt auch beim Neubau 
eines für eine Solarnutzung geeigneten offenen Parkplatzes mit mehr als 35 Stellplätzen 
für Kraftfahrzeuge über der für eine Solarnutzung geeigneten Stellplatzfläche. 

e) Auf die mit Wirkung vom 31.07.2020 geltende Änderung des Naturschutzgesetzes 
(NatSchG) wird hingewiesen. Der ergänzte § 21a Landesnaturschutzgesetzes stellt klar, 
dass Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten grundsätzlich keine andere 
zulässige Verwendung im Sinne des § 9 (1) S. 1 Landesbauordnung (LBO) ist. Nach § 9 
(1) S. 1 LBO müssen „die nichtüberbauten Flächen der bebauten Grundstücke […] 
Grünflächen sein, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung 
benötigt werden.“ Somit dürfen seit 31.07.2020 keine Schottergärten mehr errichtet 
werden. 

f) Zur Förderung von Wildtieren wird eine naturnahe Gestaltung der Außenanlagen mit 
blütenreichen Flächen empfohlen.  
Durch Errichtung einzelner Habitatelemente wie Astriste und Wurzelstock-Sandhaufen in 
Verbindung mit blütenreichen Säumen verteilt im Plangebiet kann des Weiteren eine 
Kleinstrukturierung erreicht werden, die den Lebensraumansprüchen der Zauneidechse 
entspricht und insgesamt zur Förderung der Population beiträgt. 
Nähere Ausführungen siehe Anlage 2 der Begründung: „Spezielle artenschutzrechtliche 
Prüfung, Nr. 5.3 Naturschutzfachliche Empfehlungen“. 

g) Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Ausstrichbereich von Festgesteinen der Erfurt-Formation (Lettenkeuper) und der 
Grabfeld-Formation (Gipskeuper). Diese werden lokal von Holozänen 
Abschwemmmassen mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit überlagert. 
Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung 
geeignet sind, sowie einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) 
und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens 
ist zu rechnen. 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind 
nicht auszuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer 
geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 
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(2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen 
Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der 
Baugrundeigenschaften sowie ggf. von Sulfatgesteinslösung im Untergrund sollte von der 
Errichtung technischer Versickerungsanlagen (z. B. Sickerschächte, Sickerbecken, 
Mulden-Rigolen-Systeme zur Versickerung) Abstand genommen werden. 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei 
Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) 
werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 
durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

h) Im Bereich des Planungsvorhabens ist zementangreifendes Grundwasser aufgrund 
sulfathaltiger Gesteine nicht auszuschließen. 

i) Bei Aushubarbeiten und Bodenbewegungen sind die Vorgaben der DIN 19731 zu 
beachten. Vor Ausbau der abzutragenden Bodenschichten ist der Pflanzenaufwuchs auf 
der Fläche zu entfernen. Der Ober- und Unterboden ist getrennt auszubauen. 
Erdbauarbeiten dürfen nur bei trockener Witterung und geeignetem Feuchtezustand des 
Bodens erfolgen. Unbedeckter Boden darf nicht mit Radfahrzeugen befahren werden. 
Falls der Boden zwischengelagert wird, ist er zum Schutz vor Verdichtung und 
Vernässung aufzuhalden (max. Mietenhöhe Oberboden 2 m). 

j) Innerhalb des Plangebiets befindet sich der Altstandort „Maschinenbau Pfizenmaier & 
Sünder“ (Objekt-Nr. 1898). 

k) Im Osten des betreffenden Grundstücks verläuft über eine Ecke des Flurstücks 366 eine 
Wasserleitung, die bei Bauarbeiten nicht beschädigt werden darf. 

l) Zur Vermeidung von Vogelschlag wird für Glasflächen und -fassaden mit einer Größe von 
mehr als 2 m² die Verwendung von Vogelschutzglas empfohlen. Nähere Ausführungen 
siehe Anlage 2 der Begründung: „Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung, Nr. 5.3 
Naturschutzfachliche Empfehlungen“. 

m) Die kleinräumige Wasserbilanz ist zu beachten und insbesondere oberirdisch offene 
Elemente der Zentralen Niederschlagswasserbewirtschaftung in die Planung zu 
integrieren. 
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2. Örtliche Bauvorschriften 
für den Geltungsbereich des Bebauungsplans  

„1. Änderung Taubenhalde/Stauchwasen“: 

2.1 Äußere Gestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

a) Dachform und Dachneigung der Hauptgebäude: Entsprechend Planeintrag. Flachdächer 
sind extensiv zu begrünen. 

 Dachform der Garagen - soweit sie nicht in das Hauptgebäude integriert sind - 
ausschließlich begrüntes Flachdach (bis DN 5°). Freistehende überdachte Stellplätze 
(Carports) sind mit begrünten Flachdachkonstruktionen (DN max. 5°) zu versehen.  

b) Farbgebung der Außenfassaden: Leuchtende oder reflektierende Farben bzw. Materialien 
sind unzulässig. 

2.2 Einfriedungen, Stützmauern und Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten 
Grundstücke (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

a) Einfriedungen 
Bei Neupflanzungen sind Einfriedungen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen nur als 
Hecken aus heimischen Sträuchern (z.B. Wildrose, Holunder, Hasel, Liguster, 
Schneeball, Hartriegel, Hainbuche) – auch mit darin einbezogenem Maschen- oder 
Knüpfdraht – bis 1,2 m Höhe zulässig. Von befahrbaren öffentlichen Verkehrsflächen ist 
mit festen Einfriedungen ein Grenzabstand von mindestens 0,5 m einzuhalten. 
Zugelassen sind nur Zäune, die im Höhenbereich bis 20 cm über dem Boden 
Kleinsäugetiere in ihrer Bewegungsfähigkeit nicht behindern. 

b) Stützmauern 
Stützmauern nach Maßgabe des Vorhaben- und Erschließungsplans sowie 
verfahrensfreie Vorhaben nach Landesbauordnung sind allgemein zulässig.  

Entlang öffentlicher Verkehrsflächen dürfen Stützmauern eine Höhe von 0,8 m über der 
öffentlichen Verkehrsfläche nicht übersteigen. Von öffentlichen befahrbaren 
Verkehrsflächen ist mit Stützmauern ein Grenzabstand von mindestens 0,5 m einzuhalten. 

c) Aufschüttungen und Abgrabungen 
Aufschüttungen und Abgrabungen sind nach Maßgabe des Vorhaben- und 
Erschließungsplans sowie als verfahrensfreie Vorhaben nach Landesbauordnung 
allgemein zulässig. 

2.3 Niederspannungsfreileitungen (§ 74 (1) Nr. 5 LBO) 

Niederspannungsfreileitungen sind unzulässig. Bundesrechtliche Vorschriften bleiben 
unberührt. 

2.4 Einschränkung der Stellplatzpflicht (§ 74 (2) Nr. 1 LBO) 

Die Stellplatzverpflichtung nach § 37 Abs. 1 LBO wird eingeschränkt. Pro Wohneinheit sind 
0,7 Stellplätze herzustellen. Bei der Entstehung von Bruchzahlen ist die Zahl der Stellplätze 
auf volle Zahlen aufzurunden. 

 


